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Diplomprüfungsordnung der Universität Bremen für
den Studiengang „Berufspädagogik mit den Ge-
werblich-Technischen Wissenschaften Elektro-

technik-Informatik oder Metalltechnik“

Vom 17. Februar 2003

Der Senator für Bildung und Wissenschaft hat am
30. Juni 2006 nach § 110 Abs. 1 Nr. 5 des Bremischen
Hochschulgesetzes in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 11. Juli 2003 (Brem.GBl. S. 295), zuletzt
geändert durch Gesetz vom 23. März 2004 (Brem.GBl.
S. 182), die Diplomprüfungsordnung der Universität
Bremen für den Studiengang „Berufspädagogik mit
den Gewerblich-Technischen Wissenschaften Elektro-
technik-Informatik oder Metalltechnik“ in der nach-
stehenden Fassung genehmigt:
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Teil I 

Allgemeine Bestimmungen

§ 1

Zweck der Prüfung und Ziel des Studiums

(1) Durch die Diplomprüfung soll festgestellt wer-
den, ob die Studierenden die für die Erfüllung ihrer
Aufgaben in der Berufspraxis notwendigen gründ-
lichen Fachkenntnisse haben, die Zusammenhänge ih-
res Faches auch im Zusammenspiel mit angrenzenden
Fachgebieten überblicken und die Fähigkeit besitzen,
selbstständig nach wissenschaftlichen Methoden zu
arbeiten. 

(2) Das Studium soll den Studierenden unter
Berücksichtigung der Anforderungen und Verände-
rungen in der Berufswelt die erforderlichen fachlichen
Kenntnisse, Fähigkeiten und Methoden so vermitteln,
dass sie zu wissenschaftlicher und beruflicher Arbeit
sowie zur kritischen Einordnung, Anwendung und
Weiterentwicklung der wissenschaftlichen Erkennt-
nisse befähigt werden.

§ 2

Diplomgrad

Auf Grund der bestandenen Diplomprüfung wird
der Diplomgrad 

„Diplom-Berufspädagogin“ oder „Diplom-Berufs-
pädagoge“, abgekürzt „Dipl.-Berufspäd.“

verliehen. 

Je nach gewähltem Fach wird auf dem Zeugnis und
der Urkunde die Fachrichtung ausgewiesen: „Ge-
werblich-Technische Wissenschaft1 Elektrotechnik-
Informatik“ oder „Gewerblich-Technische Wissen-
schaft1 Metalltechnik“.

§ 3

Zugangsvoraussetzungen

(1) Zum Studium kann zugelassen werden, wer eine
der folgenden Voraussetzungen erfüllt:

– Nachweis der allgemeinen Hochschulreife oder
einer bestandenen Zulassungsprüfung zum
Hochschulstudium ohne Reifeprüfung sowie ei-
ner mindestens 12-monatigen einschlägigen
Fachpraxis in dem der Fachrichtung entspre-
chenden Berufsfeld oder 

– Nachweis der bestandenen Vordiplomprüfung
eines mit der Fachrichtung korrespondierenden
Fachhochschulstudiums und einer mindestens
12-monatigen Fachpraxis in dem der Fachrich-
tung entsprechenden Berufsfeld oder 

– Nachweis der bestandenen Abschlussprüfung
eines mit der Fachrichtung korrespondierenden
Fachhochschulstudiums. 

– Drei Monate Fachpraxis müssen zu Beginn des
Studiums, die volle 12-monatige Fachpraxis vor
der Zulassung zur Diplomprüfung nachgewie-
sen werden.

(2) Bewerber/innen, die die Voraussetzungen des 
§ 35 BremHG erfüllen und 

– eine abgeschlossene Berufsausbildung und eine
fünfjährige Erwerbstätigkeit oder entsprechende
Ersatzzeiten oder 

– eine Prüfung als Abschluss einer Fortbildung
zum Meister oder 

– eine Prüfung als Abschluss eines Bildungsgangs
zum staatlich geprüften Techniker nachweisen, 

können mit Kleiner Matrikel immatrikuliert werden. 

(3) Das Nähere regelt die Immatrikulationsordnung
der Universität Bremen.

1 Gewerblich-Technische Wissenschaften bezeichnen die gewerblich-
technischen beruflichen Fachrichtungen.



§ 4

Regelstudienzeit, Studienumfang und Diplomprüfung

(1) Die Regelstudienzeit beträgt einschließlich der
Diplomprüfung neun Semester.

(2) Das Studium umfasst die Module des Grund-
und Hauptstudiums im Umfang von ca. 160 Semester-
wochenstunden (SWS). Diese verteilen sich auf die
Studienbereiche „Gewerblich-Technische Wissen-
schaft Elektrotechnik-Informatik“ bzw. „Gewerblich-
Technische Wissenschaft Metalltechnik“ (80 SWS), Er-
ziehungswissenschaft/Berufspädagogik (25 SWS) und
ein Zweitfach oder ein Vertiefungsgebiet (55 SWS).

(3) Folgende Zweitfächer bzw. Vertiefungsgebiete
können alternativ studiert werden:

a) als Zweitfach ein Lehramtsfach der Sekundar-
stufe II,

b) als Zweitfach eine weitere Gewerblich-Techni-
sche Wissenschaft (Elektrotechnik-Informatik
bzw. Metalltechnik gemäß Teil III bzw. Teil IV
dieser DPO), 

c) als Vertiefungsgebiet Behindertenpädagogik
(gemäß Teil V dieser DPO) oder 

d) als Vertiefungsgebiet Außerschulische Berufs-
bildung/Personalentwicklung – Human Resour-
ces Development, HRD (gemäß Teil VI dieser
DPO).

(4) Die in Teil III und Teil IV der Prüfungsordnung
aufgeführten Fachspezifischen Bestimmungen für die
Gewerblich-Technischen Wissenschaften Elektrotech-
nik-Informatik bzw. Metalltechnik entsprechen den
Anforderungen der Ersten Staatsprüfung für das Lehr-
amt an öffentlichen Schulen und den dazu erlassenen
Prüfungsanforderungen für das Studium der Berufs-
bildenden Fachrichtungen Elektrotechnik-Informatik
bzw. Metalltechnik vom 31. Oktober 2002.

(5) Absolventen eines einschlägigen Studiums der
Elektrotechnik, Informatik oder Metalltechnik an ei-
ner Fachhochschule oder wissenschaftlichen Hoch-
schule im Geltungsbereich des Hochschulrahmenge-
setzes (HRG) studieren den Studienbereich Beruf-
spädagogik im vollen Umfang (25 SWS). 

§ 5

Anrechnung von Studienzeiten, Studienleistungen
und Prüfungsleistungen, Einstufung in höhere

Fachsemester

(1) Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungs-
leistungen in einschlägigen Studiengängen der Elek-
trotechnik, Informatik oder Metalltechnik an einer
Fachhochschule oder wissenschaftlichen Hochschule
im Geltungsbereich des Hochschulrahmengesetzes
(HRG) werden vom Prüfungsausschuss auf Antrag
nach Prüfung auf Gleichwertigkeit angerechnet.
Gleichwertigkeit ist festzustellen, wenn Studienzei-
ten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen in In-
halt, Umfang und den Anforderungen denjenigen des
Studiengangs Berufspädagogik mit den Gewerblich-
Technischen Wissenschaften Elektrotechnik-Informa-
tik bzw. Metalltechnik an der Universität Bremen im
Wesentlichen entsprechen. Dabei ist kein schemati-
scher Vergleich, sondern eine Gesamtbetrachtung
und Gesamtbewertung vorzunehmen. 

(2) Wechsler aus dem Grundstudium einschlägiger
Studiengänge der Elektrotechnik, Informatik oder
Metalltechnik an einer Fachhochschule oder wissen-
schaftlichen Hochschule im Geltungsbereich des HRG
können sich auf Antrag einer Einstufungsprüfung un-
terziehen. Der Prüfungsausschuss kann nach Prüfung
der Gleichwertigkeit der nachgewiesenen Studienzei-
ten und Studienleistungen eine Anerkennung im Um-
fang von bis zu 40 SWS feststellen.

(3) Inhabern des Vordiploms eines einschlägigen
Studiums der Elektrotechnik, Informatik oder Metall-
technik an einer Fachhochschule oder wissenschaft-
lichen Hochschule im Geltungsbereich des Hochschul-
rahmengesetzes (HRG) werden Studienleistungen im
Umfang von 40 SWS anerkannt. Die Zwischenprüfung
in der Gewerblich-Technischen Wissenschaft entfällt.

(4) Studierenden, die aus dem Hauptstudium ein-
schlägiger Studiengänge der Elektrotechnik, Informa-
tik oder Metalltechnik an einer Fachhochschule oder
wissenschaftlichen Hochschule im Geltungsbereich
des HRG wechseln, können bis zu 60 SWS auf das Stu-
dium der Gewerblich-Technischen Wissenschaft an-
gerechnet werden. Die Zwischenprüfung in der Ge-
werblich-Technischen Wissenschaft entfällt.

(5) Absolventinnen und Absolventen eines ein-
schlägigen Studiums der Elektrotechnik, Informatik
oder Metalltechnik an einer Fachhochschule oder wis-
senschaftlichen Hochschule im Geltungsbereich des
HRG können bis zu 60 SWS auf das Studium der Ge-
werblich-Technische Wissenschaft angerechnet wer-
den. Die Zwischenprüfung in der Gewerblich-Techni-
schen Wissenschaft entfällt.

(6) Im Rahmen des European Credit Transfer Sys-
tem (ECTS) erbrachte Leistungen werden anerkannt.

(7) Einschlägige berufspraktische Tätigkeiten kön-
nen vom Prüfungsausschuss auf Antrag auf die nach-
zuweisende berufspraktische Ausbildung gemäß § 7
Abs. 1 Nr. 2 angerechnet werden.

§ 6

Art, Umfang und Ablauf der Diplomprüfung

(1) Die Diplomprüfung besteht aus drei Teilen:

1. den Prüfungsanforderungen der gewählten
Fächerkombination gemäß Teil II bis Teil VI ,

2. der Diplomarbeit,

3. der mündlichen Diplomprüfung.

(2) Wird gemeinsam mit dem Diplom die Erste
Staatsprüfung für das Lehramt angestrebt, so wird die
Diplomprüfung in Kombination mit den Zweitfächern
„Lehramtsfach der Sekundarstufe II“ oder „Lehramts-
fach Gewerblich-Technischen Wissenschaft“ zusam-
men mit der Ersten Staatsprüfung abgelegt. Wird statt
eines Zweitfachs eines der Vertiefungsgebiete „Be-
hindertenpädagogik“ oder „Außerschulische Berufs-
bildung/Human Resources Development“ gewählt, so
kann kein Erstes Staatsexamen für das Lehramt abge-
legt werden, sondern nur die Diplomprüfung.

(3) Die mündliche Diplomprüfung kann bereits
während der Ersten Staatsprüfung stattfinden. Bei
Wahl eines Vertiefungsgebietes wird sie im Anschluss
an die bestandenen Prüfungen der Abschlussprüfung
abgelegt. 

Nr. 95 Amtsblatt der Freien Hansestadt Bremen vom 14. September 2006 615



616 Amtsblatt der Freien Hansestadt Bremen vom 14. September 2006 Nr. 95

(4) Macht die Kandidatin oder der Kandidat durch
ein ärztliches Attest glaubhaft, dass sie oder er wegen
länger andauernder oder ständiger körperlicher Be-
hinderung nicht in der Lage ist, die Prüfung ganz oder
teilweise in der vorgesehenen Form abzulegen, hat
die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses der
Kandidatin oder dem Kandidaten zu gestatten, gleich-
wertige Prüfungsleistungen in einer anderen Form zu
erbringen. Entsprechendes gilt für die Prüfungsvo-
raussetzungen. 

§ 7

Zulassung zur Diplomprüfung

(1) Die Diplomprüfung kann nur ablegen, wer

1. für den Diplomstudiengang oder das Lehramt
Sekundarstufe II Berufspädagogik-Elektrotech-
nik-Informatik bzw. Berufspädagogik-Metall-
technik an der Universität Bremen eingeschrie-
ben ist und 

2. eine einschlägige Berufsausbildung im Berufs-
feld Elektrotechnik-Informatik bzw. im Berufs-
feld Metalltechnik abgeschlossen oder ein Fach-
praktikum im Berufsfeld Elektrotechnik-Infor-
matik bzw. im Berufsfeld Metalltechnik von min-
destens jeweils 12 Monaten absolviert hat und

3. die schul- und ausbildungspraktischen Studien
nach Maßgabe der jeweils gültigen Prakti-
kumordnung für das Studium (Lehramt bzw.
Diplom) der Gewerblich-Technischen Wissen-
schaften Elektrotechnik-Informatik und Metall-
technik absolviert hat und

4. die Prüfungsvorleistungen gemäß den Fachspe-
zifischen Bestimmungen (Teil II bis Teil VI der
Prüfungsordnung) für die jeweiligen Fachprü-
fungen erbracht hat.

5. Studien- und Prüfungsleistungen in Lehramts-
studiengängen gemäß § 4 Abs. 3  sind als äqui-
valent für den Diplomstudiengang anzuerken-
nen. Der Nachweis der erfolgreich abgelegten
Zwischenprüfung im Lehramt wird im Diplom-
studiengang Berufspädagogik für die Diplom-
vorprüfung anerkannt.

(2) Der Nachweis der Immatrikulation für das lau-
fende und für das vorangegangene Semester ist mit
dem Antrag auf Zulassung zum zweiten Teil der Dip-
lomprüfung einzureichen. 

(3) Der Prüfungsausschuss entscheidet über die Zu-
lassung zum zweiten Teil der Diplomprüfung unver-
züglich. 

(4) Im Antrag auf Zulassung zum Ersten Staatsex-
amen beim Landesamt für Schulpraxis und Lehramts-
prüfungen (LASL) ist mitzuteilen, dass anstatt der
Hausarbeit mit einer Bearbeitungszeit von drei Mona-
ten die Erarbeitung einer Diplomarbeit mit einer Bear-
beitungszeit von fünf Monaten beabsichtigt ist. Das
vom Diplomprüfungsausschuss genehmigte Thema ist
anzugeben.

(5) Wenn ein Zweitfach gemäß § 4 Abs. 3 a oder b
gewählt wurde, setzt die Zulassung zum dritten Teil
der Diplomprüfung nach § 6 Abs. 1 Nr. 3 die mit mindes-
tens „ausreichend“ bewertete Diplomarbeit voraus. 

(6) Wenn ein Vertiefungsgebiet gemäß § 4 Abs. 3c)
oder d) gewählt wurde, setzt die Zulassung zum drit-
ten Teil der Diplomprüfung gemäß § 6 Abs. 1 Nr. 3 die
bestandene Abschlussprüfung des Vertiefungsgebie-
tes und die mit mindestens „ausreichend“ bewertete
Diplomarbeit voraus.

§ 8

Zulassungsverfahren

(1) Über die Zulassung zum zweiten und dritten Teil
der Diplomprüfung entscheidet der Prüfungsaus-
schuss. Die Entscheidungen sind der oder dem Studie-
renden schriftlich bekannt zu geben.

(2) Die Zulassung ist dann zu versagen, wenn

1. die in § 7 jeweils genannten Voraussetzungen
nicht erfüllt sind oder

2. die Unterlagen unvollständig sind oder

3. die Kandidatin oder der Kandidat die Diplom-
prüfung in demselben oder in einem verwand-
ten Studiengang endgültig nicht bestanden hat.

§ 9

Prüfungsausschuss

(1) Für die Organisation der Prüfungen und für die
Bearbeitung der durch diese Prüfungsordnung zuge-
wiesenen Aufgaben wählt der Fachbereichsrat einen
Prüfungsausschuss. Ihm gehören drei Professorinnen
und Professoren, eine Studierende oder ein Studieren-
der und eine wissenschaftliche oder sonstige Mitarbei-
terin oder ein wissenschaftlicher oder sonstiger Mitar-
beiter an. Die Amtszeit der Professorinnen und Profes-
soren und der Mitarbeiterin oder des Mitarbeiters be-
trägt zwei Jahre, die der Studierenden oder des Stu-
dierenden ein Jahr. Wiederwahl ist zulässig.

(2) Der Prüfungsausschuss wählt jeweils für die
Dauer seiner Amtsperiode eine Vorsitzende oder ei-
nen Vorsitzenden und eine stellvertretende Vorsitzen-
de oder einen stellvertretenden Vorsitzenden mit ein-
facher Mehrheit. Diese müssen Professorinnen und
Professoren sein. Die oder der Vorsitzende bereitet die
Beschlüsse des Diplomprüfungsausschusses vor und
führt sie aus. Sie oder er berichtet dem Diplomprü-
fungsausschuss regelmäßig über ihre oder seine
Tätigkeit. 

(3) Der Prüfungsausschuss entscheidet in allen Prü-
fungsangelegenheiten, soweit sich aus dieser Prü-
fungsordnung nichts anderes ergibt. Er achtet darauf,
dass die Bestimmungen der Prüfungsordnung einge-
halten werden, und sorgt für die ordnungsgemäße
Durchführung der Prüfungen. Die Aufgabe des Dip-
lomprüfungsausschusses sind insbesondere: 

1. Bestellung von Prüferinnen und Prüfern sowie
Beisitzerinnen und Beisitzern und gegebenen-
falls studentischen Mitgliedern der Prüfungs-
kommission,

2. Zulassung zur Diplomprüfung,

3. Feststellung der Noten und des Ergebnisses der
Diplomprüfung,

4. Bericht über die Entwicklung der Prüfungs- und
Studienzeiten.



(4) Der Prüfungsausschuss ist beschlussfähig, wenn
die Mehrheit seiner Mitglieder, darunter die Mehrheit
der dem Diplomprüfungsausschuss angehörenden
Professorinnen und Professoren, unter ihnen das Mit-
glied, das den Vorsitz führt oder dessen Stellvertre-
tung, anwesend ist.

(5) Der Prüfungsausschuss kann in dieser Prüfungs-
ordnung festgelegte Aufgaben der oder dem Vorsit-
zenden oder der oder dem stellvertretenden Vorsit-
zenden übertragen. Die Mitglieder des Prüfungsaus-
schusses werden in regelmäßigen Abständen über die
getroffenen Entscheidungen informiert. Gegen Ent-
scheidungen der oder des Vorsitzenden oder der oder
des stellvertretenden Vorsitzenden kann die oder der
Betroffene den Prüfungsausschuss zur Entscheidung
anrufen.

(6) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses haben
das Recht, bei der Abnahme der Prüfungen anwesend
zu sein, einschließlich der Beratungen über die Bewer-
tung.

(7) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses wie die
Prüferinnen und Prüfer und Beisitzerinnen und der
Beisitzer unterliegen der Amtsverschwiegenheit. So-
fern sie nicht im öffentlichen Dienst stehen, sind sie
durch die Vorsitzende oder durch den Vorsitzenden
zur Verschwiegenheit zu verpflichten.

§ 10

Prüferinnen, Prüfer, Beisitzerinnen und Beisitzer

(1) Der Prüfungsausschuss bestellt die Prüferinnen
und Prüfer und die Beisitzerinnen und Beisitzer. Ent-
weder Prüferin oder Prüfer oder prüfungsberechtigte
Beisitzerin oder prüfungsberechtigter Beisitzer muß
Professorin oder Professor im Studiengang Lehramt
Elektrotechnik-Informatik oder Metalltechnik sein.

(2) Die Kandidatin oder der Kandidat kann die Prü-
ferin oder den Prüfer und die Beisitzerin oder den Bei-
sitzer für die Fachprüfung vorschlagen. Der Prüfungs-
ausschuss soll die Vorschläge nach Möglichkeit
berücksichtigen. Die Vorschläge begründen keinen
Anspruch. Die oder der von der Kandidatin oder dem
Kandidaten vorgeschlagene Prüferin oder Prüfer oder
Beisitzerin oder Beisitzer kann die Übernahme der
Prüfung ablehnen. Sie oder er hat gegenüber dem Dip-
lomprüfungsausschuss die Gründe, aus denen sie oder
er die Prüfung nicht übernehmen will, darzulegen. 

(3) Die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschus-
ses sorgt dafür, dass der Kandidatin oder dem Kandi-
daten die Namen der Prüferinnen und Prüfer rechtzei-
tig bekannt gegeben werden.

§ 11

Bewertung der Prüfungsleistungen und 
Bildung der Noten

(1) Die Noten für die einzelnen Prüfungsleistungen
werden von den jeweiligen Prüferinnen und Prüfern
festgesetzt. Für die Bewertung der Prüfungsleistungen
sind folgende Noten zu verwenden:

1 = sehr gut = eine hervorragende Leis-
tung

2 = gut = eine Leistung, die erheb-
lich über den durch-
schnittlichen Anforderun-
gen und Leistungen liegt

3 = befriedigend = eine Leistung, die durch-
schnittlichen Anforderun-
gen entspricht

4 = ausreichend = eine Leistung, die trotz ih-
rer Mängel noch den An-
forderungen genügt

5 = nicht ausreichend = eine Leistung, die wegen
erheblicher Mängel nicht
mehr den Anforderungen
genügt.

Noten können zur differenzierten Bewertung durch
Zwischenwerte dargestellt werden. Folgende numeri-
sche Werte sind möglich:

1,0; 1,3 = sehr gut

1,7; 2,0; 2,3 = gut

2,7; 3,0; 3,3 = befriedigend

3,7; 4,0 = ausreichend

4,7; 5,0 = nicht ausreichend

(2) Besteht eine Fachprüfung aus mehreren Prü-
fungsleistungen, errechnet sich die Fachnote aus dem
arithmetischen Mittel der Noten der einzelnen Prü-
fungsleistungen. Die Fachnote lautet:

Bei einem Mittelwert 
bis 1,5 = sehr gut

Bei einem Mittelwert 
über 1,6 bis 2,5 = gut

Bei einem Mittelwert 
über 2,6 bis 3,5 = befriedigend

Bei einem Mittelwert 
über 3,6 bis 4,0 = ausreichend

Bei einem Mittelwert 
über 4,0 = nicht ausreichend

(3) Bei der Bildung von Fachnoten und Gesamtnoten
wird nur die erste Dezimalstelle hinter dem Komma
berücksichtigt; alle weiteren Stellen werden ohne
Rundung gestrichen. 

(4) Eine Fachprüfung ist bestanden, wenn die Fach-
note mindestens „ausreichend“ (4,0) ist. Besteht eine
Fachprüfung aus mehreren Prüfungsleistungen, so ist
sie bestanden, wenn die Noten der einzelnen Prü-
fungsleistungen jeweils mindestens „ausreichend“
(4,0) sind.

§ 12

Diplomarbeit

(1) Die Diplomarbeit soll zeigen, dass die Kandida-
tin oder der Kandidat in der Lage ist, innerhalb der
vorgegebenen Frist ein Problem aus der Gewerblich-
Technischen Wissenschaft Elektrotechnik-Informatik
bzw. Metalltechnik selbstständig nach wissenschaft-
lichen Methoden zu bearbeiten.

(2) Die Diplomarbeit muss spätestens zwei Monate
vor einer ggf. beabsichtigten Anmeldung zur Ersten
Staatsprüfung begonnen werden. Die Bearbeitungs-
dauer beträgt fünf Monate. Das Thema der Diplomar-
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beit kann aus jedem der in den Fachspezifischen Be-
stimmungen für die Gewerblich-Technischen Wissen-
schaften Elektrotechnik-Informatik bzw. Metalltech-
nik (Teil III bzw. Teil IV) genannten Themengebieten
gewählt werden. Die Arbeit soll einen Umfang von
100 Seiten nicht überschreiten. Das Thema kann nur
einmal und nur innerhalb der ersten zwei Monate der
Bearbeitungszeit zurückgegeben werden. Im Einzel-
fall kann der Prüfungsausschuss auf begründeten An-
trag der Kandidatin oder des Kandidaten die Bearbei-
tungszeit ausnahmsweise verlängern.

(3) Für die Diplomarbeit bestellt der Diplomprü-
fungsausschuss unter Berücksichtigung eines Vor-
schlags der Kandidatin oder des Kandidaten zwei Prü-
ferinnen und Prüfer. Eine oder einer ist diejenige oder
derjenige, die oder der das Thema der Diplomarbeit
gestellt hat. Eine der Prüferinnen oder einer der Prüfer
muss Professorin oder Professor des Studienganges
Lehramt Elektrotechnik-Informatik bzw. Metalltech-
nik sein. Soll die Diplomarbeit in einer Einrichtung
außerhalb der Hochschule durchgeführt werden, be-
darf es hierzu der Zustimmung der oder des Vorsitzen-
den des Diplomprüfungsausschusses. 

(4) Die Ausgabe des Themas erfolgt über die Vorsit-
zende oder über den Vorsitzenden des Diplomprü-
fungsausschusses binnen einer Woche nach Antrag-
stellung auf Zulassung zur Diplomprüfung. Der Zeit-
punkt der Ausgabe ist aktenkundig zu machen.

(5) Die Diplomarbeit kann auch in Form einer Grup-
penarbeit von zwei Studierenden zugelassen werden,
wenn der als Prüfungsleistung zu bewertende Beitrag
der einzelnen Kandidaten auf Grund der Angabe von
Abschnitten, Seitenzahlen oder anderen objektiven
Kriterien, die eine eindeutige Abgrenzung ermög-
lichen, deutlich unterscheidbar und bewertbar ist. Pro
Kandidatin und Kandidat sind 80 Seiten nicht zu un-
terschreiten.

(6) Die Diplomarbeit ist fristgemäß beim Diplom-
prüfungsausschuss in dreifacher Ausfertigung abzu-
geben. Die Abgabe ist aktenkundig zu machen. Wird
die Diplomarbeit nicht fristgemäß abgeliefert, gilt sie
als mit „nicht ausreichend“ bewertet. Bei Abgabe der
Diplomarbeit hat die Kandidatin oder der Kandidat
schriftlich zu versichern, dass sie oder er ihre oder seine
Arbeit – bei einer Gruppenarbeit ihren oder seinen
entsprechend gekennzeichneten Anteil der Arbeit –
selbstständig verfasst und keine anderen als die ange-
gebenen Quellen und Hilfsmittel benutzt hat. 

(7) Die Diplomarbeit ist von zwei Prüferinnen und
Prüfern nach Absatz 3 zu begutachten und zu bewer-
ten. Das Bewertungsverfahren soll vier Wochen nicht
überschreiten. Die Note der Diplomarbeit wird aus
dem Durchschnitt der Einzelbewertungen gebildet.
Weichen die Noten der beiden Prüferinnen und Prüfer
um mehr als zwei Noten voneinander ab, wird vom Dip-
lomprüfungsausschuss eine weitere Prüfung oder ein
weiterer Prüfer bestellt, die oder der die Diplomarbeit
ebenfalls begutachtet und bewertet. In diesem Fall
wird die Note aus dem arithmetischen Mittel der bei-
den besseren Noten gebildet. 

(8) Die Diplomarbeit ist zugleich als Hausarbeit für
die Erste Staatsprüfung für das Lehramt an öffent-
lichen Schulen (Sek. II) mit der Gewerblich-Techni-
schen Wissenschaft Elektrotechnik-Informatik bzw.

Metalltechnik beim Landesamt für Schulpraxis und
Lehrerprüfung einzureichen, falls die Erste Staatsprü-
fung für das Lehramt abgelegt wird. Die Benotung der
Diplomarbeit wird als Note der Hausarbeit in die Erste
Staatsprüfung übernommen. 

(9) Wird die Diplomarbeit mit „nicht bestanden“ be-
wertet, gelten die Wiederholungsregeln für die Haus-
arbeit der Lehramtsprüfungsordnung für das Erste
Staatsexamen an öffentlichen Schulen Sek. II entspre-
chend.

§ 13

Mündliche Diplomprüfung

(1) Nach Zulassung zum dritten Teil der Diplomprü-
fung wird die mündliche Prüfung im Umfang von ca.
60 Minuten abgelegt. Sie bezieht sich  jeweils etwa die
halbe Zeit auf die Diplomarbeit und auf von der Dip-
lomarbeit nicht abgedeckte Themengebiete aus der
Gewerblich-Technischen Wissenschaft Elektrotech-
nik-Informatik bzw. Metalltechnik. Die Kandidatin
oder der Kandidat schlägt in Absprache mit der Prüfe-
rin oder dem Prüfer vier Themengebiete vor, von de-
nen zwei vertieft geprüft werden. Die Themen müssen
sich deutlich von den in der mündlichen Prüfung im
Rahmen der Ersten Staatsprüfung geprüften Themen
unterscheiden. 

(2) Die Dauer der mündlichen Diplomprüfung ist
bei einer Gruppenprüfung angemessen zu verlängern.

(3) Die mündliche Prüfung wird vor zwei Prüferin-
nen bzw. Prüfern oder vor einer Prüferin bzw. einem
Prüfer und einer prüfungsberechtigten Beisitzerin
bzw. einem prüfungsberechtigten Beisitzer abgelegt.
Hierbei wird die Kandidatin oder der Kandidat grund-
sätzlich in einem Prüfungsgebiet nur vor einer Prüfe-
rin oder einem Prüfer geprüft. Vor der Festsetzung der
Note hört die Prüferin oder der Prüfer die anderen an
der Prüfung mitwirkenden Prüferinnen bzw. Prüfer
oder die Beisitzerin bzw. den Beisitzer an.

(4) Über die mündliche Diplomprüfung ist eine Nie-
derschrift anzufertigen und zu den Prüfungsakten zu
nehmen. Sie enthält Angaben über die Prüferinnen
und Prüfer, die anwesenden Mitglieder des Prüfungs-
ausschusses, den Gegenstand, die Dauer und den Ver-
lauf der Prüfung, die Bewertung sowie die dann erteilte
Prüfungsnote. Die Niederschrift ist von den Prüfenden
zu unterschreiben.

(5) Studierende des gleichen Studiengangs sollen
nach Maßgabe der räumlichen Verhältnisse als Zuhö-
rer zugelassen werden, es sei denn, der Prüfling wi-
derspricht. Wenn die ordnungsgemäße Durchführung
der mündlichen Prüfung gestört oder gefährdet ist,
können die Prüfenden übereinstimmend die Zuhörer
ausschließen oder zahlenmäßig begrenzen. Der Aus-
schluss oder die Begrenzung sind in der Niederschrift
zu vermerken und zu begründen. Wird die Öffentlich-
keit ausgeschlossen, kann der Prüfling verlangen,
dass ein von ihm benanntes Mitglied des Studien-
gangs als Beobachter hinzugezogen wird. Die Bewer-
tung und Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses sind
nicht öffentlich.



§ 14

Wiederholung der mündlichen Diplomprüfung

Eine mündliche Diplomprüfung, die als „nicht be-
standen“ gilt, kann einmal wiederholt werden. Die
Wiederholung muss spätestens im kommenden Semes-
ter stattfinden.

§ 15

Bestehen der Diplomprüfung und Bildung der Noten

(1) Die Diplomprüfung ist bestanden, wenn folgende
Prüfungsleistungen mindestens mit der Note „ausrei-
chend“ (4,0) bewertet worden sind:

a) Abschlussprüfung in Elektrotechnik-Informatik
oder Metalltechnik als Hauptfach,

b) Abschlussprüfung in Erziehungswissenschaft/
Berufspädagogik,

c) Abschlussprüfung eines Zweitfachs oder eines
Vertiefungsgebietes, 

d) Diplomarbeit und 

e) mündliche Diplomprüfung. 

(2) In die Berechnung der Gesamtnote gehen die
Einzelleistungen nach folgendem Schlüssel ein:

a) Abschlussprüfung in Elektrotechnik-Informatik
oder Metalltechnik als Hauptfach mit 20 %,

b) Abschlussprüfung in Erziehungswissenschaft/
Berufspädagogik mit 15 %,

c ) Abschlussprüfung eines Zweitfachs oder eines
Vertiefungsgebietes mit 35 %,

d) Diplomarbeit mit 20 %,

e) mündliche Diplomprüfung mit 10 %.

(3) Anstelle der Gesamtnote „sehr gut“ nach § 11
wird das Gesamturteil „mit Auszeichnung bestanden“
erteilt, wenn die Diplomarbeit mit 1,0 bewertet und
der Notendurchschnitt der Fachprüfungen nicht
schlechter als 1,3 ist.

§16 

Zeugnis

(1) Hat eine Kandidatin oder ein Kandidat die Dip-
lomprüfung bestanden, so erhält sie oder er über die
Ergebnisse ein Zeugnis. Im Zeugnis werden aufge-
führt:

a) die gewählte Studienrichtung der Gewerblich-
Technischen Wissenschaft und die Wahl des
Zweitfachs oder des Vertiefungsgebietes,

b) das Thema der Diplomarbeit und deren Note, 

c) die Noten der Abschlussprüfungen gemäß § 15
Abs. 1, 

d) die Note der mündlichen Diplomprüfung und 

e) die Gesamtnote. 

(2) Das Zeugnis trägt das Datum des Tages, an dem
die letzte Prüfungsleistung erbracht worden ist.

(3) Die Kandidatin bzw. der Kandidat erhält ein Dip-
loma Supplement.

§ 17

Diplomurkunde

(1) Gleichzeitig mit dem Zeugnis wird der Kandida-
tin oder dem Kandidaten die Diplomurkunde mit dem
Datum des Zeugnisses ausgehändigt. Darin wird die
Verleihung des akademischen Diplomgrades beur-
kundet.

(2) Die Diplomurkunde wird von der oder dem Vor-
sitzenden des Diplomprüfungsausschusses und der
Fachbereichssprecherin oder dem Fachbereichsspre-
cher unterzeichnet und mit dem Siegel der Universität
Bremen versehen. 

§ 18

Prüfungsfristen, Rücktritt, Täuschung
und Versäumnisse

(1) Eine Prüfungsleistung gilt als mit „nicht ausrei-
chend“ (5,0) bewertet, wenn die oder der Studierende
zu einem Prüfungstermin ohne triftige Gründe nicht
erscheint oder wenn sie oder er nach Beginn der Prü-
fung ohne triftige Gründe von der Prüfung zurücktritt.
Dasselbe gilt, wenn die Diplomarbeit nicht innerhalb
der vorgegebenen Bearbeitungszeit vorgelegt wird. 

(2) Die für den Rücktritt oder das Versäumnis gel-
tend gemachten Gründe müssen dem Diplomprü-
fungsausschuss unverzüglich schriftlich angezeigt
und glaubhaft gemacht werden. Bei Krankheit der
oder des Studierenden ist ein ärztliches Attest
vorzulegen. Erkennt der Diplomprüfungsausschuss
die Gründe an, wird ein neuer Termin festgesetzt. Die
bereits vorliegenden Prüfungsergebnisse sind in die-
sem Fall anzurechnen. 

(3) Soweit die Einhaltung von Fristen für die erst-
malige Meldung zu Prüfungen, die Wiederholung von
Prüfungen sowie die Gründe für das Versäumnis von
Prüfungen und die Einhaltung von Bearbeitungszei-
ten für die Prüfungsarbeiten betroffen sind, steht der
Krankheit der Kandidatin oder des Kandidaten die
Krankheit eines von ihr oder ihm allein zu versorgen-
den Kindes gleich. 

(4) Versucht die Kandidatin oder der Kandidat, das
Ergebnis ihrer oder seiner Prüfungsleistung durch
Täuschung oder Benutzung nicht zugelassener Hilfs-
mittel zu beeinflussen, so gilt die betreffende Prü-
fungsleistung als mit „nicht ausreichend“ (5,0) bewer-
tet. Eine Kandidatin oder ein Kandidat, die oder der
den ordnungsgemäßen Ablauf der Prüfung stört, kann
von der jeweiligen Prüferin oder dem jeweiligen Prü-
fer von der Fortsetzung der betreffenden Prüfungsleis-
tung ausgeschlossen werden; in diesem Fall gilt die
betreffende Prüfungsleistung als mit „nicht ausrei-
chend“ (5,0) bewertet. In schwerwiegenden Fällen
kann der Diplomprüfungsausschuss die Kandidatin
oder den Kandidaten von der Erbringung weiterer Leis-
tungen ausschließen. 

(5) Die Kandidatin oder der Kandidat kann inner-
halb von 14 Tagen verlangen, dass Entscheidungen
nach Absatz 5 Satz 1 und 2 vom Prüfungsausschuss
überprüft werden. Belastende Entscheidungen sind in
diesem Fall der Kandidatin oder dem Kandidaten un-
verzüglich schriftlich mitzuteilen, zu begründen und
mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen. 
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§ 19

Ungültigkeit der Diplomprüfung

(1) Hat die Kandidatin oder der Kandidat bei einer
Prüfung getäuscht und wird diese Tatsache erst  nach
Aushändigung des Zeugnisses bekannt, kann der Prü-
fungsausschuss nachträglich die Noten für diejenigen
Prüfungsleistungen, bei deren Einbringung die Kandi-
datin oder der Kandidat getäuscht hat, entsprechend
berichtigen oder die Prüfung ganz oder teilweise für
„nicht bestanden“ erklären.

(2) Waren die Voraussetzungen für die Zulassung
zu einer Prüfung nicht erfüllt, ohne dass die Kandida-
tin oder der Kandidat hierüber täuschen wollte, und
wird diese Tatsache erst nach der Aushändigung des
Zeugnisses bekannt, wird dieser Mangel durch das
Bestehen der Prüfung geheilt. Hat die Kandidatin oder
der Kandidat die Zulassung vorsätzlich zu Unrecht er-
wirkt, entscheidet der Prüfungsausschuss.

(3) Der Kandidatin oder dem Kandidaten ist vor ei-
ner Entscheidung Gelegenheit zur Äußerung zu ge-
ben. 

(4) Das unrichtige Prüfungszeugnis ist einzuziehen
und gegebenenfalls ein neues zu erteilen. Mit dem un-
richtigen Prüfungszeugnis ist auch die Diplomurkunde
einzuziehen, wenn die Prüfung auf Grund einer Täu-
schung für „nicht bestanden“ erklärt wurde. Eine Ent-
scheidung nach Absatz 1 und Absatz 2 Satz 2 ist nach
einer Frist von fünf Jahren ab dem Datum des Prü-
fungszeugnisses ausgeschlossen. 

§ 20

Widerspruchsverfahren

Gegen Entscheidungen des Prüfungsausschusses,
einer Prüferin oder eines Prüfers kann die oder der be-
treffende Studierende Widerspruch einlegen. Hilft der
Prüfungsausschuss dem Widerspruch nicht ab, hat er
ihn unverzüglich an den zentralen Widerspruchsaus-
schuss des Akademischen Senats weiterzuleiten. Die-
ser entscheidet nach Anhörung der oder des Studie-
renden, des Prüfungsausschusses und der Prüferin
oder des Prüfers unverzüglich nach Vorlage des Wi-
derspruchs.

§ 21

Einsicht in die Prüfungsakten

Innerhalb eines Jahres nach Abschluss des Prüfungs-
verfahrens wird der Kandidatin oder dem Kandidaten
auf Antrag in angemessener Frist Einsicht in ihre oder

seine schriftlichen Prüfungsleistungen, die darauf be-
zogenen Gutachten der Prüferinnen und Prüfer und in
die Prüfungsakte gewährt.

§ 22 

In-Kraft-Treten, Übergangsbestimmungen und
Außer-Kraft-Treten

(1) Diese Prüfungsordnung tritt mit der Genehmi-
gung durch den Senator für Bildung und Wissenschaft
mit Wirkung vom 1. Oktober 2003 in Kraft. Sie gilt für
alle Studierenden, die das Studium im Diplomstudien-
gang Berufspädagogik mit den Gewerblich-Techni-
schen Wissenschaften Elektrotechnik-Informatik oder
Metalltechnik ab dem Wintersemester 2003/04 aufge-
nommen haben. 

(2) Studierende, die vor dem Wintersemester
2003/04 ihr Studium aufgenommen haben, beenden
ihr Studium nach der Diplomprüfungsordnung vom
22. Juni 1988. Auf Antrag kann ihnen gewährt wer-
den, ihr Studium  nach der vorliegenden Prüfungsord-
nung vom 17. Februar 2003 abzuschließen. In diesen
Fällen entscheidet der Prüfungsausschuss über die
Anerkennung der bereits erbrachten Studien- und
Prüfungsleistungen. 

(3) Der Diplomstudiengang Berufspädagogik mit
den Gewerblich-Technischen Wissenschaften Elektro-
technik-Informatik oder Metalltechnik wird mit Ab-
lauf des Sommersemesters 2011 eingestellt. Die imma-
trikulierten Studierenden können sich spätestens bis
zum 30. September 2010 zur mündlichen Diplomprü-
fung anmelden. Der Prüfungsausschuss kann Studie-
rende, die ohne eigenes Verschulden den letzten Mel-
determin versäumt haben, im Einzelfall noch später
zur letzten Prüfung zulassen. 

Die gesamte Diplomprüfung muss spätestens bis
zum 30. September 2011 abgeschlossen sein.

(4) Die Prüfungsordnungen vom 22. Juni 1988 und
vom 17. Februar 2003 treten zum 30. September 2011
außer Kraft. 

Bremen, den 30. Juni 2006

Der Senator für 
Bildung und Wissenschaft 



Teil II 

Prüfungsanforderungen für den Studienbereich Erziehungswissenschaft/Berufspädagogik

Es gelten die Prüfungsanforderungen für Erziehungswissenschaften vom 12. Mai 2005 (Brem.ABl. S. 453 ff.)

Abschnitt 1
Umfang der Prüfungen

Die Abschlussprüfung bezieht sich auf folgende Module:
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Abschnitt 2
Zulassungsvoraussetzungen zur Abschlussprüfung

Als Voraussetzungen für die Zulassung zur Ab-
schlussprüfung gelten:

1. der Nachweis des ordnungsgemäßen Studiums
der Erziehungswissenschaft (Berufspädagogik),

2. der Nachweis der Teilnahme an einer Ein-
führungsveranstaltung in das Lehramtsstudium
in Erziehungswissenschaft im Umfang von min-
destens zwei SWS oder an einer übergreifenden
Einführungsveranstaltung im Umfang von min-
destens sechs SWS ,

3. zwei Leistungsnachweise aus dem Grundstudi-
um aus den Modulen 1 und 2,

4. zwei Leistungsnachweise aus dem Hauptstudi-
um aus den Themengebieten des Moduls 3,

5. ein Teilnahmenachweis aus dem Themengebiet
„Migration und interkulturelle Erziehung und
Bildung“, sofern nicht ein Leistungsnachweis
aus diesem Themengebiet erbracht wurde,

6. ein Teilnahmenachweis aus dem Themengebiet
„Diagnose und Beratung in pädagogischen Pro-
zessen“, sofern nicht ein Leistungsnachweis aus
diesem Themengebiet erbracht wurde,

7 Leistungsnachweise aus gleichen Modulen wie
im Grundstudium müssen sich auf andere The-
mengebiete beziehen,

8. der Nachweis über die bestandene Klausur,

9. die Angabe des Namens der vorgeschlagenen
Prüferin oder des Prüfers, des Moduls sowie der
Themengebiete,

10. der Nachweis über die Teilnahme an einer Ver-
anstaltung (4 SWS) zum Thema „Lernen mit
technischen Medien“ im Rahmen des Gesamt-
studiums beider Fächer oder der Erziehungswis-
senschaft, 

11. eine Erklärung, ob eine Abschlussprüfung in Er-
ziehungswissenschaft endgültig nicht bestanden
wurde oder ob die oder der Studierende sich in
einem laufenden Prüfungsverfahren im gleichen
Fach befindet.

Im Übrigen gelten die im Teil 2, §§ 2, 4, 6, 7 und 8
der Prüfungsanforderungen für Erziehungswissen-
schaft vom 3. Februar 2004 festgelegten Bestimmungen.

Teil III 

Fachspezifische Bestimmungen für die Gewerblich-
Technische Wissenschaft Elektrotechnik-Informatik

Abschnitt 1
Umfang der Prüfung

Die Diplomprüfung erfolgt entweder:

a) zusammen mit der Ersten Staatsprüfung für das
Lehramt an öffentlichen Schulen der Sekundar-
stufe II mit einer Gewerblich-Technischen Wis-
senschaft  nach dem in Teil I § 6 und Teil I § 7
festgelegten konsekutiven Verfahren. Sie umfasst
die Studienbereiche bzw. Fächer Erziehungs-
wissenschaft (Berufspädagogik,Teil II), die Ge-
werblich-Technische Wissenschaft Elektrotech-
nik-Informatik (Teil III) und ein Lehramtsfach

der Sekundarstufe II. Für die Lehramtsfächer
gelten die jeweiligen fachspezifischen Regelun-
gen, oder

b) zusammen mit Prüfungen in einem der Vertie-
fungsgebiete Behindertenpädagogik oder
Außerschulische Berufsbildung/Personalent-
wicklung – Human Resources Development,
HRD. Sie umfasst die Studienbereiche bzw.
Fächer Erziehungswissenschaft (Berufspädago-
gik,Teil II), die Gewerblich-Technische Wissen-
schaft Elektrotechnik-Informatik (Teil III) und
ein Vertiefungsgebiet gemäß Teil V oder Teil VI.
Für das Vertiefungsgebiet gelten die Regelun-
gen der Ersten Staatsprüfung entsprechend.

Abschnitt 2
Prüfungsanforderungen 

§ 1 

Stoffgebiete

Die Prüfung in der Gewerblich-Technischen Wis-
senschaft Elektrotechnik-Informatik erstreckt sich auf
folgende Stoffgebiete und die diesen zugeordneten
Themengebieten: 

1. Grundlagenmodule

Modul 1: Mathematische Grundlagen

Modul 2: Elektrotechnische Grundlagen

Modul 3: Informatische Grundlagen

Modul 4: Analyse und Gestaltung von Arbeit und
Technik

Modul 5: Didaktik der Gewerblich-Technischen
Wissenschaft I

2. Aufbaumodule

Modul 6: Elektrotechnik 

Modul 7: Informatik

Modul 8: Didaktik der Gewerblich-Technischen
Wissenschaft II

3. Vertiefungsmodule

Modul 9: Produktionssystemtechnik im Berufsfeld 

Modul 10: Elektrische Installations- und Gebäude-
systemtechnik

Modul 11: Informations- und Kommunikations-
technik im Berufsfeld 

Modul 12: Medientechnik im Berufsfeld 

Die Vertiefungsmodule 9 bis 12 sind Wahlpflichtmo-
dule, von denen mindestens zwei auszuwählen sind.

§ 2

Studienaufbau und Studienumfang

Das Studium der Gewerblich-Technische Wissen-
schaft Elektrotechnik-Informatik umfasst ca. 80 Semes-
terwochenstunden (SWS). Es ist modular aufgebaut
und gliedert sich in ein Grund- und Hauptstudium im
Umfang von jeweils 4 Semestern.

Wird die Gewerblich-Technische Wissenschaft
Elektrotechnik-Informatik als Zweitfach studiert, so
umfasst das Studium 55 SWS.  Die mit * gekennzeich-
neten Module/Teilmodule entfallen für das Zweitfach-
Studium.
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§ 3

Prüfungsanforderungen für die Zwischenprüfung

(1) Das Grundstudium in der Gewerblich-Techni-
schen Wissenschaft Elektrotechnik-Informatik schließt
mit einer Zwischenprüfung ab. Sie soll bis zum Beginn
des fünften Fachsemesters abgelegt sein und soll im
selben Semester stattfinden, in dem die letzte der zu-
gehörigen Veranstaltungen besucht wurde.

(2) Die Zwischenprüfung wird in einem der Module 4
oder 5 und einem der Module 1, 2 oder 3 abgelegt, in
dem jeweils kein Leistungsnachweis gemäß Teil III § 4
Abs. 3 erbracht worden ist.

Für die Zwischenprüfung können folgende Formen
vorgesehen werden:

1. mündliche Prüfung von höchstens 45 Minuten
Dauer,

2. Klausur von höchstens vier Stunden Dauer,

3. schriftliche Ausarbeitung zu einem Thema,

4. empirische oder experimentelle Studie.

§ 4

Voraussetzungen für die Zulassung zur
Zwischenprüfung

Voraussetzung für die Zulassung zur Zwischenprü-
fung ist:

1. der Nachweis eines ordnungsgemäßen Grund-
studiums in der Gewerblich-Technischen Wis-
senschaft Elektrotechnik-Informatik gemäß Stu-
dienordnung,

2. ein Nachweis über die Teilnahme an einer Ein-
führungsveranstaltung in das Studium der Ge-
werblich-Technischen Wissenschaft Elektro-
technik-Informatik im Umfang von minde-
stens zwei Semesterwochenstunden (SWS),

3. drei Leistungsnachweise aus dem Grundstudium:

– zwei Leistungsnachweise aus den Modulen
1, 2 oder 3,

– ein Leistungsnachweis aus dem Modul 4 oder 5,

4. die Angabe des Namens der vorgeschlagenen
Prüferin oder des vorgeschlagenen Prüfers sowie
der Themengebiete der Prüfung,

5. eine Erklärung, ob eine Zwischenprüfung in der
Gewerblich-Technischen Wissenschaft Elektro-
technik-Informatik endgültig nicht bestanden
wurde oder ob die oder der Studierende sich in
einem laufenden Prüfungsverfahren in der glei-
chen Gewerblich-Technischen Wissenschaft be-
findet,

6. der Nachweis der Teilnahme an einer Studien-
beratung in der Gewerblich-Technischen Wis-
senschaft Elektrotechnik-Informatik, wenn die
Zulassung zur Zwischenprüfung nach dem fünf-
ten Fachsemester beantragt wird.

§ 5

Art und Umfang der Abschlussprüfung

(1) Die Abschlussprüfung in der Gewerblich-Tech-
nischen Wissenschaft Elektrotechnik-Informatik be-
steht aus der ausbildungsbegleitenden Leistungskon-
trolle, einer Klausur, der schriftlichen Hausarbeit, so-

fern sie im Fach geschrieben wird, und der münd-
lichen Prüfung. Die Abschlussprüfung muss vor der
mündlichen Diplomprüfung bestanden sein. Die Dip-
lomarbeit ersetzt die Hausarbeit, wenn Elektrotech-
nik-Informatik als Hauptfach studiert wird.

(2) Zwischen den Prüfungsteilen ausbildungsbe-
gleitende Leistungskontrolle, Klausur und mündliche
Abschlussprüfung sind bezüglich der Themengebiete
Überschneidungen nicht zulässig.

§ 6

Ausbildungsbegleitende Leistungskontrolle

(1) Die ausbildungsbegleitende Leistungskontrolle
kann aus Modul 8 oder einem Vertiefungsmodul er-
bracht werden. 

(2) Absolventen eines einschlägigen Studiums der
Elektrotechnik oder Informatik an einer Fachhoch-
schule oder wissenschaftlichen Hochschule im Gel-
tungsbereich des Hochschulrahmengesetztes (HRG)
können die ausbildungsbegleitende Leistungskontrolle
aus Modul 4, 5 oder 8 erbringen.

(3) Die ausbildungsbegleitende Leistungskontrolle
kann in folgenden Formen erbracht werden:

– mündliche Prüfung von 30 Minuten Dauer,

– Referat mit einer Bearbeitungszeit von maximal
8 Wochen oder

– empirische berufswissenschaftliche, sich auf die
Inhalte und Formen von Facharbeit im Berufsfeld
beziehende Studie.

§ 7

Klausur als Teil der Abschlussprüfung

(1) In der Gewerblich-Technischen Wissenschaft
Elektrotechnik-Informatik ist im Hauptstudium eine
Klausur als abgeschichteter Teil der Abschlussprüfung
frühestens ab dem sechsten Fachsemester zu schrei-
ben.

(2) Die Klausur kann aus Modul 6, 7 oder 8 erbracht
werden. Die Themengebiete der Klausur müssen sich
hinreichend von den Themengebieten der Leistungs-
nachweise unterscheiden. 

(3) Absolventen eines einschlägigen Studiums der
Elektrotechnik oder Informatik an einer Fachhoch-
schule oder wissenschaftlichen Hochschule im Gel-
tungsbereich des Hochschulrahmengesetztes (HRG)
können die Klausur aus Modul 4, 5 oder 8 erbringen.

(4) Die Bearbeitungsdauer für eine Klausur beträgt
300 Minuten.

§ 8

Diplomarbeit

Wird die Diplomarbeit in der Gewerblich-Techni-
schen Wissenschaft Elektrotechnik-Informatik ge-
schrieben, so kann deren Thema aus dem Modul 4
oder einem Modul des Hauptstudiums gewählt wer-
den. Die Diplomarbeit tritt an die Stelle der Hausarbeit
für die Erste Staatsprüfung für das Lehramt an öffent-
lichen Schulen, sofern diese abgelegt werden soll.



§ 9

Abschließende mündliche Prüfung

(1) Die mündliche Prüfung in der Gewerblich-Tech-
nischen Wissenschaft Elektrotechnik-Informatik wird
in Themengebieten des Moduls 8 und beider Vertie-
fungsmodule abgelegt. 

(2) Absolventen eines einschlägigen Studiums der
Elektrotechnik oder Informatik an einer Fachhoch-
schule oder wissenschaftlichen Hochschule im Gel-
tungsbereich des Hochschulrahmengesetzes (HRG)
legen die mündliche Prüfung in den Modulen 4, 5
und 8 ab.

(3) Die Dauer der mündlichen Prüfung beträgt 60
Minuten.

§ 10

Voraussetzung für die Zulassung zur Abschluss-
prüfung

Voraussetzung für die Zulassung zur Abschlussprü-
fung ist:

1. der Nachweis eines ordnungsgemäßen Haupt-
studiums in der Gewerblich-Technischen Wis-
senschaft Elektrotechnik-Informatik gemäß Stu-
dienordnung,

2. vier Leistungsnachweise aus dem Hauptstudi-
um, und zwar je einer aus einem Themenge-
biet der Module 6, 7, 8 und ein Leistungsnach-
weis aus einem Vertiefungsmodul,

Absolventen eines einschlägigen Studiums der
Elektrotechnik oder Informatik an einer Fach-
hochschule oder wissenschaftlichen Hochschule
im Geltungsbereich des Hochschulrahmenge-
setzes (HRG) erbringen je einen Leistungsnach
weis aus dem Modul 4 und den Modulen 5 oder 8.

3. der Nachweis über die Durchführung schul- und
ausbildungspraktischer Studien gemäß der je-
weils gültigen Praktikumsordnung für das Studi-
um der Gewerblich-Technischen Wissenschaf-
ten Elektrotechnik-Informatik und Metalltech-
nik (Lehramt und Diplom),

4. der Nachweis über die bestandene Zwi-
schenprüfung in der Gewerblich-Technischen
Wissenschaft Elektrotechnik-Informatik bzw.
der Nachweis über den Abschluss eines ein-
schlägigen Studiums der Elektrotechnik oder In-
formatik an einer Fachhochschule oder wissen-
schaftlichen Hochschule im Geltungsbereich
des Hochschulrahmengesetzes (HRG),

5. der Nachweis über die bestandene Klausur als
Teil der Abschlussprüfung gemäß § 7,

6. der Nachweis über die bestandene ausbildungs-
begleitende Leistungskontrolle gemäß § 6,

7. die Angabe der Namen der vorgeschlagenen
Prüferinnen oder Prüfer sowie der Themenge-
biete der Prüfung,

8. der Nachweis über die Teilnahme an Veranstal-
tungen im Umfang von 4 SWS zum Thema „Ler-
nen mit technischen Medien“ im Rahmen des
Gesamtstudiums beider Fächer oder der Erzie-
hungswissenschaft.

9. eine Erklärung, ob eine Abschlussprüfung
in der Gewerblich-Technischen Wissenschaft
Elektrotechnik-Informatik endgültig nicht be-
standen wurde oder ob die oder der Studierende
sich in einem laufenden Prüfungsverfahren
in der gleichen Fachrichtung befindet.

Teil IV 

Fachspezifische Bestimmungen für die Gewerblich-
Technische Wissenschaft Metalltechnik 

Abschnitt 1 
Umfang der Prüfung

Die Diplomprüfung erfolgt entweder:

a) zusammen mit der Ersten Staatsprüfung für das
Lehramt an öffentlichen Schulen der Sekundar-
stufe II mit einer Gewerblich-Technischen Wis-
senschaft  nach dem in Teil I § 6 und Teil I § 7
festgelegten konsekutiven Verfahren. Sie umfasst
die Studienbereiche bzw. Fächer Erziehungs-
wissenschaft (Berufspädagogik,Teil II), die Ge-
werblich-Technische Wissenschaft Metalltech-
nik (Teil IV) und ein Lehramtsfach der Sekun-
darstufe II. Für die Lehramtsfächer gelten die je-
weiligen fachspezifischen Regelungen, oder

b) zusammen mit Prüfungen in einem der Vertie-
fungsgebiete Behindertenpädagogik oder Außer-
schulische Berufsbildung/Personalentwicklung –
Human Resources Development, HRD. Sie um-
fasst die Studienbereiche bzw. Fächer Erzie-
hungswissenschaft (Berufspädagogik,Teil II), die
Gewerblich-Technische Wissenschaft Metall-
technik (Teil IIIV) und ein Vertiefungsgebiet
gemäß Teil V oder Teil VI. Für das Vertiefungs-
gebiet gelten die Regelungen der Ersten Staats-
prüfung entsprechend.

Abschnitt 2 
Prüfungsanforderungen 

§1

Stoffgebiete

Die Prüfung in der berufsbildenden Fachrichtung
Metalltechnik erstreckt sich auf die folgenden Stoffge-
biete und die diesen zugeordneten Themengebieten
(Module):

1. Grundlagenmodule

Modul 1: Mathematische Grundlagen

Modul 2: Metalltechnische Grundlagen

Modul 3: Metalltechnische Anwendungsfelder

Modul 4: Analyse und Gestaltung von Arbeit und
Technik

Modul 5: Didaktik der gewerblich-technischen
Wissenschaft I 

2. Aufbaumodule

Modul 6: Wirtschaftsingenieurwesen

Modul 7: Produktionssysteme

Modul 8: Didaktik der gewerblich-technischen
Wissenschaft II
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3. Vertiefungsmodule

Modul 9: Produktionstechnik/Mechatronik

Modul 10: Versorgungstechnik/Gebäudetechnik

Modul 11: Kraftfahrzeugtechnik

Modul 12: Umwelttechnik

Die Vertiefungsmodule 9 bis 12 sind Wahlpflichtmo-
dule, von denen mindestens zwei auszuwählen sind.

§ 2

Studienaufbau und Studienumfang

(1) Das Studium der Gewerblich-Technische Wis-
senschaft Metalltechnik umfasst 80 Semesterwochen-
stunden (SWS). Es ist modular aufgebaut und gliedert
sich in ein Grund- und Hauptstudium im Umfang von
jeweils 4 Semestern.

(2) Wird die Gewerblich-Technische Wissenschaft
Metalltechnik als Zweitfach studiert, so umfasst das
Studium 55 SWS.  Die mit * gekennzeichneten Module/
Teilmodule entfallen für das Zweitfach-Studium.
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§ 3

Prüfungsanforderungen für die Zwischenprüfung

(1) Das Grundstudium in der Gewerblich-Techni-
schen Wissenschaft Metalltechnik schließt mit einer
Zwischenprüfung ab. Sie soll bis zum Beginn des fünf-
ten Fachsemesters abgelegt sein und im selben Semes-
ter stattfinden, in dem die letzte der zugehörigen Ver-
anstaltungen besucht wurde.

(2) Die Zwischenprüfung wird in einem der Module
„Analyse und Gestaltung von Arbeit und Technik“
oder „Didaktik der gewerblich-technischen Wissen-

schaft I“ und einem der Module „Mathematische
Grundlagen“, „Metalltechnische Grundlagen“ oder
„Metalltechnische Anwendungsfelder“ abgelegt, in
dem jeweils kein Leistungsnachweis gemäß Teil IV § 4
Abs. 3 erbracht worden ist. Für die Zwischenprüfung
können folgende Formen vorgesehen werden:

1. mündliche Prüfung von höchstens 45 Minuten
Dauer,

2. Klausur von höchstens vier Stunden Dauer,

3. schriftliche Ausarbeitung zu einem Thema,

4. empirische oder experimentelle Studie.
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§ 4

Voraussetzungen für die Zulassung zur 
Zwischenprüfung

Voraussetzung für die Zulassung zur Zwischenprü-
fung ist:

1. der Nachweis eines ordnungsgemäßen Grund-
studiums in der Gewerblich-Technischen Wissen-
schaft Metalltechnik gemäß Studienordnung,

2. der Nachweis über die Teilnahme an einer Ein-
führungsveranstaltung in das Studium der Ge-
werblich-Technischen Wissenschaft Metalltech-
nik im Umfang von zwei Semesterwochenstun-
den oder an einer übergreifenden Einführungs-
veranstaltung im Umfang von mindestens 6 Se-
mesterwochenstunden, wenn der berufspädago-
gische Bezug sicher gestellt ist,

3. drei Leistungsnachweise aus dem Grundstudi-
um:

– zwei Leistungsnachweise aus den Modulen
„Mathematische Grundlagen“, „Metalltech-
nische Grundlagen“ oder „Metalltechnische
Anwendungsfelder“,

– ein Leistungsnachweis aus dem Modul „Ana-
lyse und Gestaltung von Arbeit und Tech-
nik“ oder„Didaktik der gewerblich-techni-
schen Wissenschaft I“,

4. die Angabe des Namens der vorgeschlagenen
Prüferin oder des vorgeschlagenen Prüfers, der
Stoffgebiete sowie der Themengebiete der Prü-
fung,

5. eine Erklärung, ob eine Zwischenprüfung in der
Gewerblich-Technischen Wissenschaft Metall-
technik an einer anderen Universität endgül-
tig nicht bestanden wurde oder ob die oder der
Studierende sich in einem laufenden Prüfungs-
verfahren in der gleichen Gewerblich-Techni-
schen Wissenschaft befindet,

6. der Nachweis der Teilnahme an einer Studien-
beratung in der Gewerblich-Technischen Wis-
senschaft Metalltechnik, wenn die Zulassung
zur Zwischenprüfung nach dem fünften Fachse-
mester beantragt wird.

§ 5

Art und Umfang der Abschlussprüfung

(1) Die Abschlussprüfung in der berufsbildenden
Fachrichtung Metalltechnik besteht aus der ausbil-
dungsbegleitenden Leistungskontrolle, einer Klausur,
der schriftlichen Hausarbeit, sofern sie im Fach ge-
schrieben wird, und der mündlichen Prüfung. Die Ab-
schlussprüfung muss vor der Anmeldung zur  münd-
lichen Diplomprüfung bestanden sein. Die Diplomar-
beit ersetzt die Hausarbeit, wenn Metalltechnik als
Hauptfach studiert wird.

(2) Zwischen den Prüfungsteilen ausbildungsbe-
gleitende Leistungskontrolle, Klausur und mündliche
Abschlussprüfung sind bezüglich der Themengebiete
Überschneidungen nicht zulässig.

§ 6

Ausbildungsbegleitende Leistungskontrolle

(1) Die ausbildungsbegleitende Leistungskontrolle
kann aus dem Modul „Didaktik der gewerblich-tech-
nischen Wissenschaft II“ oder einem der Vertiefungs-
module erbracht werden.

(2) Absolventen eines einschlägigen Studiums der
Metalltechnik an einer Fachhochschule oder wissen-
schaftlichen Hochschule im Geltungsbereich des
Hochschulrahmengesetzes (HRG) können die ausbil-
dungsbegleitende Leistungskontrolle aus einem der
Module „Analyse und Gestaltung von Arbeit und
Technik“, „Didaktik der gewerblich-technischen Wis-
senschaft I“ oder „Didaktik der gewerblich-techni-
schen Wissenschaft II“ erbringen.

(3) Die ausbildungsbegleitende Leistungskontrolle
kann in folgenden Formen erbracht werden:

– mündliche Prüfung von 30 Minuten Dauer,

– Referat mit einer Bearbeitungszeit von maximal 
8 Wochen oder

– empirische bzw. experimentelle Studie.

§ 7

Klausur als Teil der Abschlussprüfung

(1) In der berufsbildenden Fachrichtung Metall-
technik ist im Hauptstudium eine Klausur als abge-
schichteter Teil der Abschlussprüfung frühestens ab
dem sechsten Fachsemester zu schreiben.

(2) Die Klausur kann aus einem der Module „Wirt-
schaftsingenieurwesen“, „Produktionssysteme“ oder
„Didaktik der gewerblich-technischen Wissenschaft II“
erbracht werden. Die Themengebiete der Klausur
müssen sich von den Themengebieten der Leistungs-
nachweise unterscheiden.

(3) Absolventen eines einschlägigen Studiums der
Metalltechnik an einer Fachhochschule oder wissen-
schaftlichen Hochschule im Geltungsbereich des
Hochschulrahmengesetzes (HRG) können die Klausur
aus einem der Module „Analyse und Gestaltung von
Arbeit und Technik“, „Didaktik der gewerblich-tech-
nischen Wissenschaft I“ oder „Didaktik der gewerb-
lich-technischen Wissenschaft II“ erbringen.

(4) Die Bearbeitungsdauer für eine Klausur beträgt
300 Minuten.

§ 8

Diplomarbeit

Wird die Diplomarbeit in der Gewerblich-Techni-
schen Wissenschaft Metalltechnik geschrieben, so
kann deren Thema aus allen Stoffgebieten gewählt
werden. Die Diplomarbeit tritt gemäß Teil I § 7 an die
Stelle der Hausarbeit für die Erste Staatsprüfung für
das Lehramt an öffentlichen Schulen, sofern diese ab-
gelegt werden soll.

§ 9

Mündliche Prüfung

(1) Die mündliche Prüfung in der berufsbildenden
Fachrichtung Metalltechnik wird in den Themenge-
bieten des Moduls „Didaktik der gewerblich-techni-
schen Wissenschaft II“ und beider Vertiefungsmodule
abgelegt.



(2) Absolventen eines einschlägigen Studiums der
Metalltechnik an einer Fachhochschule oder wissen-
schaftlichen Hochschule im Geltungsbereich des
Hochschulrahmengesetzes (HRG) legen die mündliche
Prüfung in den Modulen „Analyse und Gestaltung von
Arbeit und Technik“, „Didaktik der gewerblich-tech-
nischen Wissenschaft I“ oder „Didaktik der gewerb-
lich-technischen Wissenschaft II“ ab.

§ 10

Voraussetzung für die Zulassung zur 
Abschlussprüfung

Voraussetzung für die Zulassung zur Abschlussprü-
fung ist:

1. der Nachweis eines ordnungsgemäßen Haupt-
studiums in der Gewerblich-Technischen Wis-
senschaft Metalltechnik gemäß Studienord-
nung,

2. vier Leistungsnachweise aus dem Hauptstudi-
um, und zwar je einer aus einem Themenge-
biet der Module 6, 7, 8 und ein Leistungsnach-
weis aus einem Vertiefungsmodul,

3. Absolventen eines einschlägigen Studiums der
Metalltechnik an einer Fachhochschule oder
wissenschaftlichen Hochschule im Geltungsbe-
reich des Hochschulrahmengesetzes (HRG) er-
bringen je einen Leistungsnachweis aus dem
Modul 4 und den Modulen 5 oder 8.

4. der Nachweis über die Durchführung schul- und
ausbildungspraktischer Studien gemäß der
Praktikumsordnung für das Studium der Ge-
werblich-Technischen Wissenschaften Elektro-
technik-Informatik und Metalltechnik (Lehramt
und Diplom),

5. der Nachweis über die bestandene Zwischen-
prüfung in der Gewerblich-Technischen Wissen-
schaft Metalltechnik bzw. der Nachweis über
den Abschluss eines einschlägigen Studiums der
Metalltechnik an einer Fachhochschule oder
wissenschaftlichen Hochschule im Geltungsbe-
reich des Hochschulrahmengesetzes (HRG),

6. der Nachweis über die bestandene Klausur als
Teil der Abschlussprüfung gemäß § 7,

7. der Nachweis über die bestandene ausbildungs-
begleitende Leistungskontrolle gemäß § 6,

8. die Angabe der Namen der vorgeschlagenen
Prüferinnen oder Prüfer, der Stoff- und Themen-
gebiete der Prüfung,

9. der Nachweis über die Teilnahme an Veranstal-
tungen im Umfang von insgesamt 4 SWS zum
Thema „Lernen mit technischen Medien“ im
Rahmen des Gesamtstudiums beider Fächer
oder der Erziehungswissenschaft,

10. eine Erklärung, ob eine Abschlussprüfung in der
Gewerblich-Technischen Wissenschaft Metall-
technik an einer anderen Universität endgültig
nicht bestanden wurde oder ob die oder der Stu-
dierende sich in einem laufenden Prüfungsver-
fahren in der gleichen Gewerblich-Techni-
schen Wissenschaft an einer anderen Univer-
sität befindet.

Teil V 

Anforderungen für die Prüfung im Vertiefungsgebiet
Behindertenpädagogik

Die Diplomprüfung erfolgt zusammen mit einer
Gewerblich-Technischen Wissenschaft nach dem in
Teil I § 6 und Teil I § 7 festgelegten konsekutiven Ver-
fahren. Sie umfasst die Studienbereiche bzw. Fächer
Erziehungswissenschaft (Berufspädagogik, Teil II), die
Gewerblich-Technische Wissenschaft (Elektrotechnik-
Informatik, Teil III oder Metalltechnik, Teil IV) und das
Vertiefungsgebiet Behindertenpädagogik.

Es gelten die Prüfungsanforderungen für das Fach
Behindertenpädagogik als Zweitfach der berufsbil-
denden Fachrichtung Pflegewissenschaften vom 
17. November 1999.

Teil VI 

Anforderungen für die Prüfung im Vertiefungsgebiet
Außerschulische Berufsbildung/Personalentwicklung

(Human Resources Development, HRD)

Abschnitt 1  
Umfang der Prüfung

Die Diplomprüfung erfolgt zusammen mit einer Ge-
werblich-Technischen Wissenschaft nach dem in Teil I
§ 6 und Teil I § 7 festgelegten konsekutiven Verfahren.
Sie umfasst die Studienbereiche bzw. Fächer Erzie-
hungswissenschaft (Berufspädagogik, Teil II), die Ge-
werblich-Technische Wissenschaft (Elektrotechnik-In-
formatik, Teil III oder Metalltechnik, Teil IV) und das
Vertiefungsgebiet Außerschulische Berufsbildung/Perso-
nalentwicklung (Human Resources Development, HRD).

Abschnitt 2  
Prüfungsanforderungen

§ 1

Module/Stoffgebiete

Die Prüfung im Vertiefungsgebiet Außerschulische
Berufsbildung/Personalentwicklung (Human Resour-
ces Development, HRD) erstreckt sich auf die folgenden
Module und die diesen zugeordneten Themengebiete:

Grundlagenmodule

Modul 1 Arbeits- und Betriebspädagogik

Modul 2 Rechtliche Grundlagen von Arbeit und
beruflicher Bildung

Modul 3 Grundkurs Arbeit und Methoden

Modul 4 Grundkurs Human Resources Development

Aufbaumodule

Modul 5 Entwicklung von Organisationsformen
der Arbeit und von Managementkonzep-
ten (auch im internationalen Vergleich)

Modul 6 Unternehmenskultur – Industriekultur

Modul 7 Industrielle Beziehungen

Vertiefungsmodule

Modul 8 Analyse und Evaluation von Projekten im
Bereich Human Resources Development

Modul 9 Analyse und Evaluation von Projekten im
Bereich Innovationsforschung

Die Vertiefungsmodule 8 und 9 sind Wahlpflichtmo-
dule, von denen mindestens eines auszuwählen ist.
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§ 2

Studienaufbau und Studienumfang

Das Studium des Vertiefungsgebietes „Außerschulische Berufsbildung/Human Resources Development“ um-
faßt ca. 56 Semesterwochenstunden (SWS). Es ist modular aufgebaut und gliedert sich in ein Grund- und Haupt-
studium von jeweils 4 Semestern.



§ 3

Prüfungsanforderungen für die Zwischenprüfung

(1) Das Grundstudium im Vertiefungsgebiet Außer-
schulische Berufsbildung/Personalentwicklung (Hu-
man Resources Development, HRD) schließt mit einer
Zwischenprüfung ab. Sie soll bis zum Beginn des fünf-
ten Fachsemesters abgelegt sein und soll im selben
Semester stattfinden, in dem die letzte der zugehöri-
gen Veranstaltungen besucht wurde.

(2) Die Zwischenprüfung wird in zwei der Module 1
bis 4 abgelegt.

(3) Die Zwischenprüfung wird als mündliche Prü-
fung mit einer Dauer von 60 Minuten abgelegt.

§ 4

Voraussetzungen für die Zulassung zur 
Zwischenprüfung

Voraussetzung für die Zulassung zur Zwischenprü-
fung ist:

1. der Nachweis eines ordnungsgemäßen Grund-
studiums des Vertiefungsgebietes Außerschuli-
sche Berufsbildung/Personalentwicklung (Hu-
man Resources Development, HRD).

2. ein Leistungsnachweis aus den Modulen 1, 2, 3
oder 4 des Grundstudiums

3. die Angabe des Namens der vorgeschlagenen
Prüferin oder des vorgeschlagenen Prüfers sowie
der Themengebiete der Prüfung.

§ 5

Art und Umfang der Abschlussprüfung

(1) Die Abschlussprüfung des Vertiefungsgebietes
Außerschulische Berufsbildung/Personalentwicklung
besteht aus der ausbildungsbegleitenden Leistungs-
kontrolle, einer Klausur, der schriftlichen Hausarbeit,
sofern sie im Vertiefungsgebiet Außerschulische Be-
rufsbildung/Personalentwicklung geschrieben wird,
und der mündlichen Prüfung. Die Abschlussprüfung
muss vor der Anmeldung zur mündlichen Diplomprü-
fung bestanden sein. 

(2) Zwischen den Prüfungsteilen ausbildungsbe-
gleitende Leistungskontrolle, Klausur und mündliche
Abschlussprüfung sind Überschneidungen bezüglich
der Themengebiete nicht zulässig.

§ 6

Ausbildungsbegleitende Leistungskontrolle

(1) Die ausbildungsbegleitende Leistungskontrolle
kann aus Modul 5 oder einem Vertiefungsmodul er-
bracht werden.

(2) Die ausbildungsbegleitende Leistungskontrolle
kann in folgenden Formen erbracht werden:

– mündliche Prüfung von 30 Minuten Dauer,

– Referat mit einer Bearbeitungszeit von maximal
8 Wochen oder

– empirische, berufswissenschaftliche, sich auf die
Inhalte und Formen von Facharbeit im Berufs-
feld beziehende Studie.

§ 7

Klausur als Teil der Abschlussprüfung

(1) In der Gewerblich-Technischen Wissenschaft
Elektrotechnik-Informatik ist im Hauptstudium eine
Klausur als abgeschichteter Teil der Abschlussprüfung
frühestens ab dem sechsten Fachsemester zu schrei-
ben.

(2) Die Klausur kann aus Modul 5, 6, 7, 8 oder 9 er-
bracht werden. Die Themengebiete der Klausur müs-
sen sich hinreichend von den Themengebieten der
Leistungsnachweise unterscheiden.

(3) Die Bearbeitungsdauer für eine Klausur beträgt
180 Minuten.

§ 8

Diplomarbeit

Wird die Diplomarbeit im Vertiefungsgebiet Außer-
schulische Berufsbildung/Personalentwicklung (Hu-
man Resources Development, HRD) geschrieben, so
kann deren Thema aus den Modulen 1, 5, 6, 7, 8 oder 9
gewählt werden. 

§ 9

Abschließende mündliche Prüfung

(1) Die mündliche Prüfung im Vertiefungsgebiet
Außerschulische Berufsbildung/Personalentwicklung
wird in Themengebieten des Moduls 5 und eines Ver-
tiefungsmoduls abgelegt.

(2) Die Dauer der mündlichen Prüfung beträgt 
60 Minuten.

§ 10

Voraussetzung für die Zulassung zur 
Abschlussprüfung

Voraussetzung für die Zulassung zur Abschlussprü-
fung ist:

1. der Nachweis eines ordnungsgemäßen Haupt-
studiums im Vertiefungsgebiet Außerschulische
Berufsbildung/Personalentwicklung (Human Re-
sources Development, HRD),

2. zwei Leistungsnachweise aus dem Hauptstudi-
um, und zwar je einer aus einem Themenge-
biet der Module 5, 6, 7 und ein Leistungsnach-
weis aus einem Vertiefungsmodul,

3. der Nachweis über die bestandene Zwischen-
prüfung im Vertiefungsgebiet Außerschulische
Berufsbildung/Personalentwicklung (Human Re-
sources Development, HRD),

4. der Nachweis über die bestandene Klausur als
Teil der Abschlussprüfung gemäß § 7,

5. der Nachweis über die bestandene ausbildungs-
begleitende Leistungskontrolle gemäß § 6,

6. die Angabe der Namen der vorgeschlagenen
Prüferinnen oder Prüfer sowie der Themenge-
biete der Prüfung.
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